
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Burgenländlschen Landtages der XIII. WahlperJod,

Zahl: 13 - 49

Gesetz

Beilage 90

vom , mit d~un ~a8 Qurgenläncllsche
Gemelnde-Investilionsfond.gese~ ge.nd~rt wird.

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

D~s Burgenländische Gem~inde~'nvestltions­

fondsges~tz, L~BI. Nr. 46/1973, wird w1e folgt geän-
dert: . .'.' ."

1. Der Titel hat zu lauten:
"Gesetz vOrn 19. ~~di 1973, mit dem ein Fpnds

~4r l)rJterstütz",ng VQn ~ern~in~en, ~eme!ndev~rbän­

den SOw!e Wasserverbänd~n und -gelloss~nsclu~ften

bei der Errichtung 4nq ~rweiterung von infraf;truk­
turelien Einrjchtungen geb.i!~et wird (Bk!rgE:)nUindi­
sches Gemeinde-Investitionsfon~~g~set~)~ u'

~. § 1 Apf;. 1 hat zu lauten:
,,(1) Zur Unterstützung der Gemeinden, Ge­

meindeverbände und der nach den Bestimmungen
des Wasserrechtsgesetzes 1959 gebildeten Wasser­
verbände und -genossenschaften bel der Errichtung
und Erweiterung von Wasserver~orgungsanlagen,

von Abwasserpeseitigungsanlagen sowie von Ein­
richtungen zur Abfuhr und Beseitigung von Müll wird
ein Fonds gebildet."

3. § 2 Abs. 1 Iit. b hat zu lauten:
"b) durch die Gewährul1g von niellt rQpkzahlba­

ren Beiträgen (§ 4),"

4. § 2 Abs. 3 hat zu lauten:
,,(3) Die Gemeinden haben mindestens 15 v.H.

der Gesamtkosten der Anlagen und Einrichtungen,
alle übrigen In § 1 Abs. 1 genannten Rechtsträger
mindestens 5 v.H. der Kosten für die gemeinsamen
Anlagen (ausgenommen Ortsnetze) an Eigenmitteln
aufzubringen."

5. § 4 Abs. 1 hat zu la~ten:

,,(1) Der nicht rückzahlbare Beitrag hat - unbe­
schadet des Abs. 2 - 10 v. H. der Gesamtkosten der
Anlagen und Einrichtungen zu betragen."

6. § 5 hat z~ lauten:
.,§ 5

(1) Zinsenzuschüsse tür die vom Fonds gewähr­
ten D~rl~tlen dOrfen bis zu fplgenden Hundertsätzen

qes a~shaftenden Kapitals gewährt werden:
a) 3 v.H. bei Wasserversorgungs~ und Müllanlagen
b) 4 v.H. bei Abwasserbeseitigungsanlagen
c) 5 v.H. ausnahmsweise bel Abwasserbeseitigungs­

anlagen von überregionaler Bedeutung, wenn de­
ren Errichtung Im Bereich von stark verunreinig­
ten Gewässern erfolgt und der Verbesserung der
Wasserbeschaffenheit des Vorfluters dient.

(2) Der Darlehensnehmer hat in den Fällen des
J\bs. 1 Iit. a unrJ b mindestens 4,75 v.H. Zinsen, im
Falle des Abs. 1 Iit. c mindestens 3,75 v.H. Zinsen
selbst zu tragen.

(3) Der Zinsenzuschuß ist gleichzeitig mit der Je­
weiligen Fälligkeit vom Fonds zu leisten.CI

7. § 6 hat zu entfallen.

8. § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

11 (2) Bei der Gewährung von Förderungsmaß­
nahmen gemäß § 2 Ist auf die finanzielle Situation
der Gemeinde oder im Falle der Gemeindeverbände
sowie der Wasserverbände .bzw. -genossenschaften
auf die finanzielle Slt~atlon der Verbands- bzw. Ge~

nossenschaftsangehörigen Be~acht zu nehmen.

9. § 10 hat zu lauten:

"Die in § 1 Abs. 1 genannten Rechtsträger ha­
ben dem Fonds 1ene Auskünfte zu erteilen, die zur
Beurteilung der Voraussetzungen für die Gewährung
der FörderungsmaBnahmen gemäß § 2 erforderlich
sind."

10. § 12 hat zu lauten:

"Die Landesregierung wird ermächtigt, für die
vom Fonds aufz~nehmenden Darlehen bis zu einem
Höchstbetrag von 550 Millionen Schilling die Landes­
haftung zu überl1ehmen. ~

Artikel 11

Auf die bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
zugesicherten Förderungen sind die bisher geltenden
Bestimmungen weiterhin anzuwenden.

Artikel 111

Dlese~ ~esetz tritt am 1. Jänner 1980 in Kraft.



1. Die Bezirke Neusledl/See, Elsenstadt (einschließ­
lich Eisenstadt-Stadt und Rust) und Mattersburg
werden fast ausschließlich vom Wasserleitungs­
verband Nördliches Burgenland versorgt. Ledig­
lich die Ortschaft Potzneusiedl der Gemeinde
Gattendorf-Neudorf sowie die Gemeinden Mönch­
hof, Leithaprodersdorf. Wiesen, Forchtenstein und
SIeggraben verfügen über eigene zentrale Was­
serversorgungsanlagen. In Deutsch-Jahrndorf ist
selbst das nicht der Fall. denn dort erfolgt die
Wasserversorgung über Haus- und Gemeinde­
brunnen.

2. Der überwiegende Wasserbedarf im Bereich
Oberpullendorf wird durch die zwei Wasserver­
bände "Mittleres Burgenland" und "Lockenhaus
und Umgebung" gedeckt. Die übrigen, nicht
einem der Verbände angehörigen Gemeinden
verfügen im wesentlichen über eine eigene zen­
trale Versorgung.

3. Im Bereiche der Bezirke Oberwart, Güsslng und
Jennersdorf bestehen die kleineren Wasserver­
bände "Bad T'atzmannsdorf-Oberschützen-Marias­
dorf", "Schachendorf", "Südliches Burgenland I",
"Stögersbachtal" und "Unteres Lafnitztal". Der
eher überwiegende Teil der Gemeinden wird je­
doch durch Anlagen von Wassergenossenschaf­
tan, im übrigen aber durch Ortswasserleitungen
und Hausbrunnen versorgt, wobei in einer Ge­
meinde oft mehrere Genossenschaften bestehen.

Somit ist dieser Bereich im Vergleich zu den
übrigen Landesteilen am ungünstigsten mit Was­
ser versorgt.

Die Erhöhung des Förderungsvolumens
einerseits als auch die Ausdehnung des Förde­
rungsgeschehens auf Wasserversorgungsanlagen
andererseits stellen für das Land eine enorme fi­
nanzielle Anstrengung dar. Den Grundsätzen der
Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit bei der Verwen­
dung von Landesmitteln Rechnung tragend, wa­
ren daher auch die Bedingungen der einzelnen
Förderungsmittel (Darlehen, Zinsenzuschüsse und
Beiträge) einer sorgfäligen Überprüfung zu unter­
ziehen. Dabei ergab sich die Notwendigkeit, im
Bereich der derzeit mit einheitlich 5 v.H. zu be­
messenden Zinsenzuschüsse eine Staffelung ein­
zuführen. Danach sollen nun Müll- und Wasser­
versorgungsanlagen mit einem Zinsenzuschuß
von höchstens 3 v.H. und Abwasserbeseitigungs­
anlagen mit 4 v.H. gefördert werden. Abwasser­
beseitigungsanlagen von überregionaler Bedeu­
tung mit am landesdurchschnitt gemessenen.
überdurchschnittlich hohen Investitionskosten sol­
len mit 5 v.H. bezuschußt werden.

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die
vermehrte Darlehensvergabe (bis S 550 Mio)
durch den Gemeinde-Investitionsfonds und die
dadurch verstärkte Zinsenzuschuß- und Beitrags­
vergabe bis 1984 Ausgaben des Landes in der

Erläuterungen
genland recherchiert und stellt sich derzeit wie folgt
dar:

Seitens des Landes wurde zu diesem Zweck im
Jahre 1973 mit Gesetz LGBL Nr. 46/1973 der nBurgen­
ländische Gemeinde-Investitionsfonds" geschaffen.
Dieser Fonds hat die Aufgabe, die Gemeinden bzw.
die Gemeindeverbände bei der Schaffung und Erwei­
terung von Abwasserbeseitigungsanlagen sowie von
Einrichtungen zur Abfuhr und Beseitigung von Müll
zu unterstützen. Der Errichtung des Gemeinde-In­
vestitionsfonds lag die Absicht zugrunde, die mit dem
Ausbau von Abwasser- und Müllbeseitigungsanlagen
verbundene finanzielle Mehrbelastung der Gemein­
den zu mildern, wobei vorerst an einen verstärkten
Einsatz von Landesmitteln für die Dauer von etwa
5 Jahren gedacht war.

Nach Ablauf dieses Zeitraumes sollte das Förde­
rungsinstrumentarium und vor allem das Förderungs­
volumen des Gemeinde-Investitionsfonds anhand be­
reits getätigter Infrastrukturinvestitionen und noch
geplanter Vorhaben überprüft werden. Dies ist nun
geschehen und die Konsequenzen- aus dem Ergeb­
nis dieser Überprüfung liegen in diesem Entwurf vor.

Danach wäre aufgrund der noch zu tätigenden
Infrastrukturinvestitionen das Förderungsvolumen
des Gemeinde-Investitionsfonds in einem solchen
Maße auszuweiten, das eine Erhöhung des Haftungs­
rahmens des Landes von S 250 Mio auf S 550 Mio
erforderlich macht.

Außerdem wäre neben der Abwasser- und Müll­
beseitigung auch die Wasserversorgung in die För­
derungstätigkeit des Gemeinde-Investitionsfonds mit­
einzubeziehen.

Die Möglichkeit der Förderung der Errichtung
und Erweiterung von Wasserversorgungsanlagen im
Rahmen des Burgenländischen Gemeinde-Investi­
tionsfondsgesetzes ist derzeit nicht gegeben. Dies
wird angesichts der in Zukunft zur Sicherung des
Trinkwasserhaushaltes zu tätigenden Investitionen
als Mangel empfunden.

Die Situation der Wasserversorgung im Burgen­
land wurde für die Erstellung der Entwicklungspro­
gramme für das Nördliche, Mittlere und Südliche Bur-

Allgemeiner Teil

Bei dem Bemühen um Schaffung einer hohen
Qualität des lebensraumes der Bevölkerung stellt
der Ausbau einer entsprechenden Infrastruktur, ins­
besondere der Ver- und Entsorgung, eine wichtige
Aufg-abe dar. Diese Aufgabe zu bewältigen obliegt in
erster Linie den Gemeinden. Angesichts der zuneh­
menden Bedeutung dieser AUfgabe und der mit der
Erfüllung dieser Aufgabe verbundenen hohen finan­
ziellen Belastung leistet sowohl der Bund als auch
das land eine angemessene finanzielle Hilfestellung.

Seitens des Bundes geschieht dies unter ande­
rem im Rahmen des Wasserbautenförderungsgeset­
zes, aufgrund dessen der sogenannte IIWasserwirt­
schaftsfonds" zur Förderung der Errichtung von Was­
serversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen
günstige Darlehen und Beiträge gewährt.



Höhe von insgesamt S 263 Mio, davon S 111,5
Mio für Zinsenzuschüsse und S 151,5 Mio für Bei­
träge, erforderlich machen wird.

Besonderer Teil

Zu Z.1 und 2:

Nach diesem Entwurf soll auch die Errichtung
und Erweiterung von Wasserversorgungsanlagen ge­
fördert werden. Rechtsträger dieser Wasserversor­
gungsanlagen wie auch der AbwasserbeseItigungs­
anlagen können neben den Gemeinden und Gemein­
deverbänden auch Wasserverbände sowie Wasser­
genossenschaften im Sinne des Wasserrechtsgeset­
zes 1959 sein. Die genannten Wasserverbände sind
keine Gemeindeverbände, zumal den Wasserverbän­
den neben Gemeinden auch Wassergenossenschaf­
ten, Verkehrsträger (z. B. öBB) und auch physische
Personen angehören können. Dies sollte auch im
Titel bzw. in den nachfolgenden Bestimmungen klar­
gestellt werden.

Was die Wassergenossenschaften anlangt, so
werden sie nach der derzeitigen Rechtslage nicht In
die Förderung miteinbezogen. Dies deshalb, da im
Bereich der Abwasserbeseitigung keine Wasserge­
nossenschaften existieren, weshalb eine Berücksich­
tigung dieser Rechtspersonen nur formellen Charak­
ter hätte. Die nunmehrige Einbindung der Wasser­
genossenschaften in den Kreis der Förderungswer­
ber liegt darin begründet, daß im Bereich der Was­
serversorgung eine Reihe solcher Wassergenossen­
schaften bestehen.

Zu Z. 3:

Bedingt durch den Wegfall des § 6 (siehe Er­
läuterungen zu Z. 7) hätte die Zitierung dieses Para­
graphen im Klammerausdruck zu entfallen.

Zu Z. 4, 5, 8 und 9:

Die in § 1 Abs. 1 des Entwurfes getroffene klare
Trennung zwischen Gemeindeverbänden und Was­
serverbänden einerseits und die Erweiterung der
Förderungssubj'ekte auf Wassergenossenschaften
andererseits macht auch entsprechende Änderungen
der §§ 2 Abs. 3. 4 Abs. 1, 7 Abs. 2 und § 10 erfor­
derlich.

Zu Z. 6:

Nach der derzeitigen Rechtslage hat für den
Fall der Gewährung eines Zinsenzuschusses dieser
einheitlich 5 v.H. des jeweils aushaftenden Fonds­
darlehens zu betragen.

Wie bereits im allgemeinen Tell der Erläuterun­
gen dargetan wurde, bedingen die Erhöhung des
Förderungsvolumens (Haftungsrahmen des Landes
von S 250 Mio auf S 550 Mio) und die Ausdehnung
der Förderung auf Wasserversorgungsanlagen auf­
grund der damit verbundenen finanziellen Mehrbe­
lastung des Landes Anpassungen im Bereich der
Zinsenzuschüsse. Danach soll der Hundertsatz 4 v.H.
bei Abwasserbeseitigungsanlagen und 3 v.H. bei
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Müllanlagen sowie bei den neu hinzugekommenen
Wasserversorgungsanlagen betragen. Um Zinssatz­
schwankungen vor allem nach unten sowohl dem
Förderungsgeber als auch dem Förderungsnehmer
in gleicher Weise weiterzugeben, soll einerseits ein
Sockelsatz eingeführt werden, den der Darlehens­
nehmer selbst zu tragen hat; andererseits wurde
vom System eines starren Zinsenzuschusses abge­
gangen.

Die AUfspaltung in eine höhere Zinsenzuschuß­
obergrenze für Abwasserbeseitigungsanlagen und
eine niedrigere für Wasserversorgungs- und Müllan­
lagen hat ihre Ursache sowohl in den gesetzten
Prioritäten als auch in der Struktur der Förderungs­
werber. Verglichen mit der Wasserversorgung und
der Müllbeseitigung liegt die Abwasserbeseitigung
landesweit gesehen im Hintertreffen und wird vor­
nehmlich von den Gemeinden besorgt, während in
den beiden erstgenannten Bereichen in stärkerem
Ausmaß Großverbände tätig sind. Aus diesem Grund
soll auch der derzeitige Hundertsatz von 5 v.H. in
Hinkunft nur mehr bei überregionalen Vorhaben im
Bereich der Abwasserbeseitigung zur Anwendung
gelangen.

Im übrigen wird auf die Erläuterungen zu Z. 4
verwiesen.

Zu Z. 7:

Diese .übergangsbestimmung ist gegenstandslos
geworden, da es keine Vorhaben im Bereich der Ab­
wasser- und Müllbeseitigung mehr gibt, die unter
den Tatbestand des § 6 fallen. Für die neu hinzu­
gekommenen Wasserversorgungsanlagen soll eine
solche übergangsregelung nicht geschaffen werden.

Zu Z. 10:

Zur Besorgung seiner AUfgaben bedarf der
Fonds finanzieller Mittel, die gern. § 9 des Burgen­
ländischen Gemeinde-Investitionsfondsgesetzes
durch Haushaltsmittel des Landes, Erlöse aus Dar­
lehensaufnahmen und Tilgungsrückflüsse aufge­
bracht werden.

Zur Besicherung der vom Fonds aufzunehmen­
den Darlehen ist die Landesregierung ermächtigt,
bis zu einem Höchstbetrag von derzeit S 250 Mio die
Haftung als Bürge zu übernehmen.

Bisher wurden die Förderungsmaßnahmen gern.
§ 2 Abs. 1 Iit. b (Beiträge) und c (Zinsenzuschüsse)
leg. cit. durch Landeshaushaltsmittel bedeckt. Nur
die Gewährung von Darlehen (§ 2 Abs. 1 lit. a leg.
cit.) erfordert daher das Einschreiten des Landes als
Bürge.

Der derzeit bestehende Haftungsrahmen von
S 250 Mio ist allerdings bereits ausgeschöpft. Zur
Fortführung bzw. Erweiterung der Förderungsmaß­
nahmen wäre eine entsprechende Ausweitung die­
ses Haftungsrahmens angezeigt, wobei sich S 550
Mio als realistische Größe erweisen. Dieser Betrag
wurde unter der Voraussetzung errechnet, daß zu
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den bisher eingegangenen Verpflichtungen bis 1984
noch folgende hinzukommen:

1980 1981 1982 1983 1984
Abwasser, Müll 15.000.000;- 28.000.000,- 36.000.000,- 45.000.000,- 25.000.000,-
Wasser 30.000.000,- 32.000.000,- 32.000.000,- 3.000.000,- 8.000.000,-

Gesamt 45.000.000,- 60.000.000,- 68.000.000,- 48.000.000,- 33.000.000,-

Zu Artikel 11:
Durch diese Übergangsbestimmung soll gewähr­

leistet werden, daB die vor Inkrafttrete'n des Geset­
zes gewährten Förderungen nicht nachträglich ein':'
geengt werden.

Im Falle der Zinsenzuschüsse laufen daher die
bisher zugesicherten mit 5 v.H. weiter und fallen nicht
auf 3 v.H. bzw. 4 v.H. Die im Entwuii vorgesehenen

Hundertsätze sind also erst bei Zusicherungen nach
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuwenden.

Zu Artikel 111:
Ein rückwirkendes Inkrafttreten wäre deshalb

notwendig, da der Voranschlag für das Haushalts­
jahr 1980 bereits im Hinblick auf die neuen Förde­
rungsbestimmungen erstellt wurde.

Geltende Rechtslage

Gemelnde-Investltlonsfondsgesetz

Gegenüberstellung

Entwurf 1980

46. Gesetz vom 19. Juli 1973, mit dem ein Fonds zur
Unterstützung von Gemeinden und GemeIndeverbän­
den bel der Schaffung und Erweiterung von Gemein­
deeinrichtungen und -anlagen gebildet wird (Burgen­
lindisches Gemeinde.lnvestltlonsfondsgesetz).

§ 1

(1) Zur Unterstützung der burgenländischen Ge­
meinden und Gemeindeverbände (worunter auch die
nach dem Wasserrechtsgesetz gebildeten Verbände
zu verstehen sind) bei der Schaffung und Erweite­
rung von Abwasserbeseitigungsanlagen sowie von
Einrichtungen zur Abfuhr und Beseitigung von Müll
wird ein Fonds gebildet.

. § 2

(1) Die im § 1 genannten Einrichtungen und An­
lagen kann der Fonds wie folgt fördern:
a) durch die Gewährung von Darlehen (§ 3),
b) durch die Gewährung von nicht rückzahlbaren

Beiträgen (§§ 4 und 6).

§2

(3) Die Gemeinden haben mindestens 15 v.H.
der Gesamtkosten der Anlagen und Einrichtungen,
die Verbände mindestens 5 v. H. der Kosten für die
gemeinsamen Anlagen (ausgenommen Ortsnetze) an
Eigenmitteln aufzubringen.

§4

(1) Der nicht rückzahlbare Beitrag hat - unbe­
schadet der Bestimmung des Abs. 2 - bei Gemein­
den und Gemeindeverbänden 10 v. H. der Gesamt­
kosten der Anlagen und Einrichtungen zu betragen.

"Gesetz vom 19. Juli 1973, mit dem ein Fonds zur
Unterstützung von Gemeinden, Gemeindeverbänden
sowie Wasserverbinden und -genossenschaften bel
der Errichtung und Erweiterung von infrastruk­
turellen Einrichtungen gebildet wird (Burgenländl­
sches Gemeinde-Investitionsfondsgesetz)."

,,(1) Zur Unterstützung der Gemeinden, Gemein­
deverbände und der nach den Bestimmungen des
Wasserrechtsgesetzes 1959 gebildeten Wasserver­
bände und -genossenschaften bei der Errichtung
und Erweiterung von WasserversorgungsanJagen,
von Ab'llasserbeseitigungsanlagen sowie von Ein­
richtungen zur Abfuhr und Beseitigung von Müll
wird ein Fonds gebildet."

"b) durch die Gewährung von nicht rückzahlbaren
Beiträgen (§ 4),1&

,,(3) Die Gemeinden haben mindestens 15 v. H.
der Gesamtkosten der Anlagen und Einrichtungen,
alle übrigen in § 1 Abs. 1 genannten Rechtsträger
mindestens 5, v. H. der Kosten für die gemeinsamen
Anlagen (ausgenomMen Ortsnetze) an Eigenmittel
aufzubringen. "

,,(1) Der nicht rückzahlbare Beitrag hat - unbe­
schadet des Abs. 2 - 10 v. H. der Gesamtkosten der
Anlagen und Einrichtungen zu betragen."



Geltende Rechtslage

§5
(1) Der für die Leistung des Zinsendienstes für

Darlehen (§ 3) zu gewährende ZlnsenziJschuß hat
5 v. H. des jeweils aushaftenden Fondsdarlehens
der Gemeinde bzw. des Gemeindeverbandes zu be­
tragen.

(2) Der Zinsenzuschuß ist gleichzeitig mit der je­
weiligen Fälligkeit vom Fonds zu leisten.

§6

Bei noch nicht abgeschlossenen oder ausfinan­
zierten Vorhaben, für die vom Land bereits vor In­
krafttreten dieses Gesetzes die Förderung durch
nicht rückzahlbare Beiträge zugesichert und bereits
mehr als 10 v. H. der Gesamtkosten der Anlagen und
Einrichtungen gefördert wurden, hat der Fonds an­
stelle der Förderung nach den Bestimmungen der §§
2 - 5 über ausdrücklichen Antrag der Gemeinde
(des Gemeindeverbandes) die bisherige Art der För­
derung fortzuführen.

§7
(2) Bei der Gewährung der FörderungsmaBnah­

men gemäß § 2 ist auf die finanzielle Situation der
Gemeinde oder Im Falle eines Gemeindeverbandes
auf die finanzielle Situation der verbandsangehöri­
gen Gemeinden Bedacht zu nehmen.

§ 10
Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben

dem Fonds jene Auskünfte zu erteilen, die zur Beur- I
teilung der Voraussetzungen für die Gewährung der I
Förderungsmaßnahmen gemäß § 2 erforderlich sind.

§ 12
Die Landesregierung wird ermächtigt, für die

vom Fonds aufzunehmenden Darlehen bis zu einem
Höchstbetrag von 250 Millionen Schilling die Landes­
haftung zu übernehmen.

5

Entwurf 1980

,,§ 5
(1) Zinsenzuschüsse für die vom Fonds gewähr­

ten Darlehen dürfen bis zu folgenden Hundertsätzen
des aushaftenden Kapitals gewährt werden:
a) 3 v. H. bei Wasserversorgungs- und Müllanlagen
b) 4 v. H. bei Abwasserbeseitigungsanlagen
c) 5 v. H. ausnahmsweise bei Abwasserbeseitigungs­

anlagen von überregionaler Bedeutung, wenn de­
ren Errichtung iin Bereich von stark verunreinig­
ten GewässerR erfolgt und der Verbesserung der
Wasserbeschaffenheit des Vorfluters dient.

(2) Der Darlehensnehmer hat in den Fällen des
Abs. 1 lit. a und b mindestens 4,75 v. H. Zinsen, im
Falle des Abs. 1 Iit. c mindestens 3,75 v. H. Zinsen
selbst zu tragen.

(3) Der Zinsenzuschuß ist gleichzeitig mit der
Fälligkeit vom Fonds zu leisten."

Entfällt.

.,(2) Bei aer Gewährung von Förderungsmaß-
.nahmen gemäß § 2 ist auf die finanzielle Situation
der Gemeinde oder Im Falle der Gemeindeverbände
sowie der Wasserverbände bzw. -genossenschaften
auf die finanzielle Situation der Verbands- bzw. Ge­
nossenschaftsangehörigen Bedacht zu nehmen. 11

"Die in § 1 Abs. 1 genannten Rechtsträger ha­
ben dem Fonds jene Auskünfte zu erteilen, die zur
Beurteilung der Voraussetzungen für die Gewährung
der Förderungsmaßnahmen gemäß § 2 erforderlich
sind.'1

IID·ie Landesregierung wird ermächtigt, für die
vom Fonds aufzunehmenden Darlehen bis zu einem
Höchstbetrag von 550 Miltionen Schilling die Lan­
deshaftung zu übernehmen. ce
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Abwasserbeseitigungsanlagen (ABA), Wasserversorgungsanlagen (WVA)

Darlehen 1980 1981 1982 1983 1984

Darlehen alt ABA 312.075.0001) Darlehensge- 378.937.000 438.260.000 487.215.000 505.060.000

+ Vorausbelastung ABA 39.220.00(2) samtbelastung 20.500.000 5.400.000

+ Darlehen neu ABA 15.000.00(3) 28.000.000 36.000.000 45.000.000 25.000.000

+ Darlehen WVA 30.000.0003) 32.000.000 32.000.000 3.000.000 8.000.000

Tilgung WVA 5) 782.000 2.470.000 4.312.000

T.ilgung alt ASA 17.358.0Q(4) 21.177.000 22.064.000 22.987.000 24.950.000

Tilgung neu ABA 5) 1.589.0006) 4.698.000 7.499.000

Darlehensgesamtbelastung 378.937.000 438.260.000 487.215.000 505.060.000 501.299.000

1) Zugeteilte Darlehen per 31. 12. 1979 unter Berücksichtigung geleisteter Tjlgungen.

2) Zugesicherte Darlehen per 31. 12. 1979 S 39.200.000.

3) Siehe AUfstellung Beilage A. Die Höhe des ·8auvol:umens wur.cJe im Einvernehmen mit der Abteilung XIII/3 festge-
legt.

4) Tilgung für Darlehen alt ABA.

5) Darlehen zwei Jahre tllgungsfrei.

6) Tilgung für Darlehen neu S 15.000.000 und zugesicherte Darlehen S 39.200.000.

7) Siehe Aufstellung Beilage B. Die Höhe des Bauvol:umens wurde Im Einvernehmen mit der AbteHung -X1II/3 festge­
legt.

ZinsenzuschuB
bisher 5 0/0. neu 4 % ABA. 3 % übrlge1) 1980 1981 1982 1983 1984

Zlnsenzuschuß (Inkl. Altdarlehen) ABA + Müll 18.996.000 20.253.000 20.860.000 21.092.000 20.796.000

ZinsenzuschuB 3 % WVA 450.000 1.380.000 2.328.000 2.792.000 2.842.000

19.446.000 21.633.000 23.188.000 23.884.000 23.638.000

1980 1981 1982 1983 1984
86iträge
Beiträge ABA + Müll 7.000.000 10.300.000 14.600.000 18.000.000 10.000.000

+ Vorausbelastung ABA 21.000.0007) 17.900.000 5.000.000

+ Beiträge WVA 9.000.000 10.000.000 10.000.000 10.000.000 9.000.000

37.000.000 37.900.000 29.600.000 28.000.000 19.000.000

1) Die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zugesicherten ZInsenzuschüsse Im AusmaB von 5 v. H. blelbe-n von der
neuen Rechtslage unberührt.
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Beilage A

Darlehen

Bauvolumen Soll-Dar- Ratenweise Zuteilung
lehen 25 %

1980 300.000.000 75.000.000

1981 100.000.000 25.000.000

1982 100.000.000 25.000.000

1983 100.000.000 25.000.000

1984 100.000.000 25.000.000

1985

1986

15.000.000

20.000.000 8.000.000

20.000.000 8.000.000 8.000.000

20.000.000 9.000.000 8.000.000

9.000.000

8.000.000

8.000.000 8.000.000

9.000.000 8.000.000

9.000.000

Vorausbe- Gesamt-
laswng darlehen

39.220.000 54.220.000

20.500.000 48.500.000

5.400.000 41.400.000

45.000.000

25.000.000

17.000.000

9.000.000

Zinsenzu­
schuß
gesamt

Ink!. Alt­
darlehen

18.996.500

20.253.000

20.860.000

21.092.000

20.796.000

19.451.000

Wasserversorgungsanlagen

Darlehen

1980

1981

1982

1983

1984

1985

1986

360.000.000

10.000.000

10.000.000

10.000.000

90.000.000

Soli-Dar­
lehen

90.000.000

2.500.000

2.500.000

2.500.000

22.500.000

Abfinanzie-
rung

30.000.000

30.000.000

30.000.000

Neue Bau­
vorhaben

2.000.000

2.000.000

3.000.000

8.000.000

7.500.000

7.500.000

Gesamt­
darlehen

30.000.000.

32.000.000

32.000.000

3.000.000

8.000.000

7.500.000

7.500.000

Zinsenzu­
schuB

450.000

1.380.000

2.328.000

2.792.000

2.842.000

2.913.000

2.960.000

Abwasserbeseitlgungsanlagen
Beilage B

Ratenweise Zuteilung

Beiträge

Bauvolumen

1980 300.000.000

1981 100.000.000

1982 100.000.000

1983 100.000.000

1984 100.000.000

1985

1986

Soll-Bei­
trag 10 D/o
30.000.000

10.000.000

10.000.000

10.000.000

10.000.000

7.000.000

7.000.000

8.000.000

8.000.000

3.300.000

3.300.000

3.400.000

3.300.000

3.300.000

3.400.000

3.300.000

3.300.000

3.400.000

Vorausbe­
lastung

21.000.000

17.900.000

5.000.000

3.300.000

3.300.000

3.400.000

Gesamt-
beitrag

28.000.000

28.200.000

19.600.000

18.000.000

10.000.000

6.700.000

3.400.000

Wasserversorgungsanlagen
Beiträge

Bauvolumen Soll-Beitrag Abf.inan~erung Neue Bauvorthaben Gesamt

1980 360.000.000 36.000.000 9.000.000 9.000.000

1981 10.000.000 1.000.000 9.000.000 1.000.000 10.000.000

1982 10.000.000 1.000.000 9.000.000 1.000.000 10.000.000

1983 10.000.000 1.000.000 9.000.000 1.000.000 10.000.000

1984 90.000.000 9.000.000 9.000.000 9.000.000

480.000.000 36.000.000 12.000.000 = 48.000.000



E r I ä u t e run gen

Allgemeiner Teil

Bei dem Bemühen um Schaffung einer hohen Qualität

des Lebensraumes der Bevölkerung stellt der Ausbau einer ent­

sprechenden Infrastruktur, insbesondere der Ver- und Ent-

sorgung, eine wichtige Aufgabe dar. Diese Aufgabe zu bewältigen

obliegt in erster Linie den Gemeinden. Angesichts der zu-··

nehmenden Bedeutung dieser Aufgabe und der mit der Erfüllung dieser

Aufgabe verbundenen hohen finanziellen Belastung leistet sowohl

der Bund als auch das Land eine angemessene finanzielle Hilfe­

stellung.

Seitens des Bundes geschieht dies unter anderem im

Rahmen des Wasserbautenförderungsgesetzes, aufgrund dessen der

sogenannte "Wasserwirtschaftsfonds" zur Förderung der Errichtung

von Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen günstige

Darlehen und Beiträge gewährt.

Seitens des Landes wurde zu diesem Zweck im Jahre 1973

mit Gesetz LGBl. Nr. 46/1973 der "Burgenländische Gemeinde­

Investitionsfonds" geschaffen. Dieser Fonds hat die Aufgabe, die

Gemeinden bzw. die Gemeindeverbände bei der Schaffung und Er­

weiterung von Abwasserbeseitigungsanlagen sowie von Einrichtungen

zur Abfuhr und Beseitigung von Müll zu unterstützen. Der Errichtung

des Gerneinde-Investitionsfonds lag die Absicht zugrunde, die mit

dem Ausbau von Abwasser- und Müllbeseitigungsanlagen verbundene

finanzielle Mehrbelastung der Gemeinden zu mildern, wobei vorerst

an einen verstärkten Einsatz von Landesmitteln für die Dauer von

etwa 5 Jahren gedacht war.

Nach Ablauf dieses Zeitraumes sollte das Förderungs­

instrumentarium und vor allem das Förderungsvolumen des Gemeinde­

Investitionsfonds anhand bereits getätigter Infrastruktur­

investitionen und noch geplanter Vorhaben überprüft werden. Dies

ist nun geschehen und die Konsequenzen aus dem Ergebnis dieser

Uberprüfung liegen in diesem Entwurf vor.
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Danach wäre aufgrund der noch zu tätigenden

Infrastrukturinvestitionen das Förderungsvolumen des Gemeinde­

Investitionsfonds in einern solchen Maße auszuweiten, das eine

Erhöhung des Haftungsrahmens des Landes von S 250 Mio auf

S 550 Mio erforderlich macht.

Außerdem wäre neben der Abwasser- und Müllbeseitigung

auch die Wasserversorgung in die Förd~rungstätigkeitdes Gemeinde­

Investitionsfonds miteinzubeziehen.

Die Möglichkeit der Förderung der Errichtung und Er­

weiterung von wasserversorgungsanlagen im Rahmen des Burgen­

ländischen Gemeinde-Investitionsfondsgesetzes ist derzeit nicht

gegeben. Dies wird angesichts der in Zukunft zur Sicherung des

Trinkwasserhaushaltes zu tätigenden Investitionen als Mangel

empfunden.

Die Situation der Wasserversorgung im Burgenland

wurde für die Erstellung der Entwicklungsprogramme für das

Nördliche, Mittlere und Südliche Burgenland recherchiert und

stellt sich derzeit wie folgt dar:

1. Die Bezirke NeusiedljSee, Eisenstadt (einschließlich Eisenstadt­

Stadt und Rust) und Mattersburg werden fast ausschließlich vom

Wasserleitungsverband Nördliches Burgenland versorgt. Lediglich

die Ortschaft Potzneusiedl der Gemeinde Gattendorf-Neudorf

sowie die Gemeinden Mönchhof, Leithaprodersdorf, Wiesen,

Forchtenstein und Sieggraben verfügen über eigene zentrale

Wasserversorgungsanlagen. In Deutsch-Jahrndorf ist selbst das

nicht der Fall, denn dort erfolgt die Wasserversorgung über

Haus- und Gemeindebrunnen.

2. Der überwiegende Wasserbedarf im Bereich Oberpullendorf wird

durch die zwei Wasserverbände "Mittleres Burgenland" und

"Lockenhaus und Umgebung" gedeckt. Die übrigen, nicht einem

der Verbände angehörigen Gemeinden verfügen im wesentlichen

über eine eigene zentrale Versorgung.
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3. Im Bereiche der Bezirke Oberwart, Güssing und Jennersdorf be­

stehen die kleineren Wasserverbände "Bad Tatzmannsdorf­

Oberschützen-Mariasdorf", "Schachendorf ll
, "Südliches Burgenland I",

"Stögersbachtal" und "Unteres Lafnitztal". Der eher über-

wiegende Teil der Gemeinden wird jedoch durch Anlagen von Wasser­

genossenschaften, im übrigen aber durch Ortswasserleitungen und

Hausbrunnen versorgt, wobei in einer Gemeinde oft mehrere

Genossenschaften bestehen.

Somit ist dieser Bereich im Vergleich zu den übrigen Landes­

teilen am ungünstigsten mit Wasser versorgt.

Die Erhöhung des Förderungsvolumens einerseits als auch

die Ausdehnung des Förderungsgeschehens auf Wasserversorgungs­

anlagen andererseits stellen für das Land eine enorme

finanzielle Anstrengung dar. Den Grundsätzen der Sparsamkeit

und Zweckmäßigkeit bei der Verwendung von Landesmitteln Rechnung

tragend, waren daher auch die Bedingungen der einzelnen

Förderungsmittel (Darlehen, Zinsenzuschüsse und Beiträge) einer

sorgfältigen Uberprüfung zu unterziehen. Dabei ergab sich die

Notwendigkeit, im Bereich der derzeit mit einheitlich 5 v.H.

zu bemessenden Zinsenzuschüsse eine Staffelung einzuführen.

Danach sollen nun Müll- und Wasserversorgungsanlagen mit einem

ZinsenzuschuB von höchstens 3 v.H. und Abwasserbeseitigungs­

anlagen mit 4 v.H. gefördert werden. Abwasserbeseitigungsan­

lagen von überregionaler Bedeutung mit am Landesdurchschnitt

gemessenen, überdurchschnittlich hohen Investitionskosten sollen

mit 5 v.H. bezuschußt werden.

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die vermehrte Darlehens­

vergabe (bis S 550 Mio) durch den Gerneinde-Investitionsfonds

und die dadurch verstärkte ZinsenzuschuB- und Beitragsvergabe

bis 1984 Ausgaben des Landes in der Höhe von insgesamt S 263 Mio,

davon S 111,5 Mio für Zinsenzuschüsse und S 151,5 Mio für

Beiträge, erforderlich machen wird.
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Besonderer Teil

Zu Z. 1 und 2:

Nach diesem Entwurf soll auch die Errichtung und Erweiterung
von Wasserversorgungsanlag~ngefördert. werden. Rechtsträger
dieser Wasserversorgungsanlagen wie auch der Abwasserbesei­
tigungsanlagen können neben den Gemeinden und Gemeindeverbän­
den aucb Wasserverbände sowie Wassergenossenschaften im Sinne
des Wasserrechtsgesetzes 1959 sein. Die genannten Wasserver­
bände sind keine Gemeindeverbände, zumal den Wasserverbänden
neben Gemeinden auch Wassergenossenschaften, Verkehrsträger
(z. B. öBB) und auch physische Personen angehören können.
Dies sollte auch im Titel bzw. in den nachfolgenden Bestim­
mungen klargestellt werden.

Was die Wassergenossenschaften anlangt, so werden sie nach
der derzeitigen Rechtslage nicbt in die Förderung miteinbe­
zogen. Dies deshalb, da im Bereich der Abwasserbeseitigung
keine Wassergenossenschaften existieren, weshalb eine Berück­
sicbtigung dieser Rechtspersonen nur formellen Charakter hätte.
Die nunmehrige Einbindung der Wassergenossenschaften in den
Kreis der Förderungswerber liegt darin begründet, daß im Be­
reich der Wasserversorgung eine Reibe solcher Wassergenossen­
schaften bestehen.

Zu z. 3:
Bedingt durcb den W~all des § 6 (siebe ~läuterungen zu z. 7)
hätte die Zitierung dieses Paragraphen im Klammerausdruck zu
entfallen.

Zu Z. 4, 5, 8 und 9:

Die in § 1 Abs. 1 des Entwurfes getroffene klare Trennung zwi­
schen Gemeindeverbänden und.Wasserverbänden einerseits und die
Erweiterung de~ Förderungssubjekte auf Wassergenossenschaften
andererseits macbt auch entsprechende Änderungen der §§ 2 Abs. 3,
4 Ahs. 1, 7 Ahs. 2 und § 10 erforderlicb.
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Zu Z. 6:

Nach der derzeitigen Rechtslage hat für den Fall der Gewährung

eines Zinsenzuschusses dieser einheitlich 5 v.H. des jeweils

aushaftenden Fondsdarlehens zu betragen.

Wie bereits im allgemeinen Teil der Erläuterungen dargetan

wurde, bedingen die Erhöhung des Förderungsvolumens (Haftungs­

rahmen des Landes von S 250 Mio auf S 550 Mio) und die Ausdehnung

der Förderung auf Wasserversorgungsanlagen aufgrund der damit

verbundenen finanziellen Mehrbelastung des Landes Anpassungen

im Bereich der Zinsenzuschüsse. Danach soll der Hundertsatz 4 v.H.

bei Abwasserbeseitigungsanlagen und 3 v.H. bei Müllanlagen sowie

bei den neu hinzugekommenen Wasserversorgungsanlagen betragen. Um

Zinssatzschwankungen vor allem nach unten sowohl dem Förderungs­

geber als auch dem Förderungsnehmer in gleicher Weise weiterzugeben,

soll einerseits ein Sockelsatz eingeführt werden, den der Darlehens­

nehmer selbst zu tragen hat; andererseits wurde vom System eines

starren Zinsenzuschusses abgegangen.

Die Aufspaltung in eine höhere Zinsenzuschußobergrenze für Ab­

wasserbeseitigungsanlagen und eine niedrigere für Wasserver­

sorgungs- und Müllanlagen hat ihre Ursache sowohl in den gesetzten

Prioritäten als auch in der Struktur der Förderungswerber. Ver­

glichen mit der Wasserversorgung und der Müllbeseitigung liegt

die Abwasserbeseitigung landesweit gesehen im Hintertreffen und

wird vornehmlich von den Gemeinden besorgt, während in den beiden

erstgenannten Bereichen in stärkerem Ausmaß Großverbände tätig

sind. Aus diesem Grund soll auch der derzeitige Hundertsatz von

5 v.H. in Hinkunft nur mehr bei überregionalen Vorhaben im Bereich

der Abwasserbeseitigung zur Anwendung gelangen.

Im übrigen wird auf die Erläuterungen zu Z. 4 verwiesen.
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Zu Z. 7:

Diese Ubergangsbesti~~ung ist gegenstandslos geworden, da es

keine Vorhaben im Bereich der Abwasser- und Mlillbeseitigung

mehr ,gibt, die unter den Tatbestand des § 6 fallen. Für die neu

hinzugekommenen Nasseiversorgungsanlagen soll eine solche ü,ber­

gangsregelung nicht geschaffen werden.

Zu Z. 10:

Zur Besorgung seiner Aufgaben bedarf der Fonds finanzielle= Mittel,

die gern. § 9 des Burgenländischen Gemeinde-Investitionsfondsgesetzes

durch Haushaltsmittel des La~des, Erlöse aus Darlehensaufna~~enune
Tilgungsrückflüsse aufgebracht werden.

Zur Besicherung der vom Fonds 'aufzunehmenden Darlehen ist die

Landesregierung ermächtigt, bis zu einem H'öchstbOetrag von derzeit

S .250 1-1io die Haftung als Bürge zu übernehmen"

Bisher wurden die Förderungsrnaßnahmen gern. § 2 Abs. 1 1it. b

(Beiträge) und c (Zinsenzuschüsse) leg.cit.durch Landeshaushalts­

mittel bedeckt. Nur die Ge\'lährung von Darlehen" (§ 2 Abs. 1 lit.· a

leg.eit.) erfordert daher das ~inschreiten des Landes als Bürge.

Der derzeit bestehende Haftungsrahmen von S 250 Nio -ist allerdings

bereits ausgeschöpft. Zur Fortführung bzw. Enleiterung der

F~rderungs~aßnahrnenwäre eine entsprechende Aus~leitung dieses

Haftungsra~~ens angezeigt, wobei sich S 550 Mio als realistische

Größe erweisen. Dieser Betrag \ororde unter der Voraussetzung errec~~e~

daß zu den bisher eingegangenen Verpflichtungen bis 1984 noch

folgende hinzuko~~en:

A1:wasser, l-1üll

Wasser
Gesamt

1980 1981 1982 1983

15.CXX>.CXX>,- 28.CXX>.O::X:>,- 36.CXX).CXO,- 45.0:0.0:0,­

3O.c:x::n.cro,- 32.CXX>.ccx),- 32.O:X:>.CXX>,- 3.cxx).CXX>,-

" ,-

f •

:1984

25.CXX).t:o:)

8.CXX).OX

33.CXX>.O:C
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Zu Artikel II:

Durch diese Ubergangsbestirnrnung soll gewährleistet werden, daß

die vor Inkrafttreten des Gesetzes gewährten Förderungen nicht
nachträglich eingeengt werden.

Im Falle der Zinsenzuschüsse laufen daher die bisher zugesicherten

mit 5 v.H. weiter und fallen nicht auf 3 v.H. bzw. 4 v.H.

Die im Entwurf vorgesehenen Hundertsätze sind. also erst bei

Zusicherungen nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuwenden.

Zu Artikel III:

Ein rückwirkendes Inkrafttreten wäre deshalb notwendig, da der

Voranschlag für das Haushaltsjahr 1980 bereits im Hinblick auf

die neuen Förderungsbest~ungenerstellt wurde.



GE!'1EINDE-INVESTITIONSFONDSGESETZ
================================

Gegenüberstellung

Geltende Rechtslage

46. Gesetz vom 19. Juli 1973. mH dem ein Fonds
zur Unterstützung von Gemei"den und Gemeindeverbän.
cen bei der Schaffung und Enveiterung von Gemeinde­
einrichtungen und .anlagen gebildet wird (Burgenländi.
sches Gemeinde.lnvestitionsfondsgesetz).

§ 1

[1) Zur Unterstützung der burgenländischen Gemein­
den und Gemeindeverbände (worunter auch di"e nach dem
Wasserre=htsgese~z gebHde~en Ve~~ände zu verstehen
sind) bei der Schaffung und E:-r'.'eiterung von Ab....asser·
bes~itigun=sanlagen sowie von Einrichtu:-:gen zur Abfuhr
und Beseitigung von Müll wird ein Fonds gebildet.

§ 2
(1) Oie im § 1 genannten Einrichtungen und Anlagen

kann der Fonds wie folgt fördern:
2) dwrch die Ge....·ährung von Darlehen (§ 3),
b) dL:rch die Gewährung von nicht rückzahlbaren Bet­

trägen (§§ 4 und 6).

§ 2

(3) Oie Gemeinden haben mindestens 15 v. H. der
Gesr:mtkosten der Anlagen und Einrichtungen. die Ver­
bände mindestens 5 v. H. der Kosten für die gemein·
samen Anlagen (ausgenommen Ortsnetze) an Eigenmit·
tein aufzubringen.

._-_... _. ---.. --- -_. .
§ ~

(1) Der nicht rüc.t.zahlbare Beitrag hat - unbeschadet
c·~!' Bestimmul"!g des Abs. 2 - bei Geme:nden und Ge­
mi:'ndcvcrbänden 10 \'" H. der Gesamtkosten der Anlogen
un:i Einrichtungen zu betragen.

Entwurf 1980

IIGesetz vom 19. Juli 1973, ~t dem eilFonds zur Unterstützung von GemeindeIGemeindeverbänden sowie Wasserverbän·den und -genossenschaften bei der Er­richtung und Erweiterung von infra­strukturellen Einrichtungen gebildetwird (Burgenländiscbes Gemeinde-In­vestitionsfondsgesetz).n

U(1) Zur Unterstützung der Gemeinden,
Gemeindeverbände und der nach den Be­stimmungen des Wasserrechtsgesetzes "1959 gebildeten Wasserverbände und-genossenschaften bei der Errichtungund Erweiterung von Wasserversorgung~anlagen, von· Abwasserbeseitigungsan­lagen sowie von Einrichtungen zur Ab­fuhr und Beseitigung von Müll wird
ein Fonds gebildet. n

11 b) durch die Gewährung von nicht rück­
zahlbaren Beiträgen (§ 4),"

"(3) Die Geneinde.""1 P...abe.'1 rnindester.s 15 v.H.
der Gesa1ltkosten der &~agen und Ein­
richtungen, alle übriga'1 in § 1 ;'.bs. 1
genannten Rechtsträger mindestens
5 v.H. der Kosten für die geneinss=en
Anlagen (ausga~aTr.1erl Ortsnetze) an
Eigermittel aufzubringen."

er (1) Der nicht rUckzahlbare Beitrag hat ­
~...schadet des Abs .. 2 - 10 v.H. der
Gescuntkosten der Anlagen ~,d Ein­
richtungen zu betragen. CI



Geltende Rechtslage

§ 5
(1) Der für die Leistung des Zinsendienstes für Dar­

lehen (§ 3) zu gewährende Zinsenzuschuß hat 5 v. H.
des jeweils aushaftencien Fonosdadehcns der Gemeinde
bz\o·.·. des Gcme:ndeverba~c.ies zu betracen."

(2) Der Zinsenzuschu3 ist gleichzeitig mit der jeweili­
gen Fälligkeit vom Fonds zu leisten.

- 2 -

EntVt'urf 1980

.' II§ 5

(1) Zinsenzus~~üsse für die van Fon1s
gew"äl1rt.en Darle.:'1e.'1 dtL~e.9j bis r~

folg~,den H~Jdertsätzen des aus­
hafte..'"'iie...?j Kapitals gewä~t \·.'erden:
a) 3.v •H. ~-i \·;asse..·'''versorg~''j;s-und

Müllanlagen
b) 4 v.H. bei Abilasserbesei:tic;u.T")qsar.lac:e:
c) 5 v.H. ausna.tvnsweise bei AtMasserba­

seitigungsanlage..'1 von übe-7egionaler
Be:1eutung, vl~"1 äeren Erric..~tung im
Bereich von stark verur..reinigten Ge­
wässem erfolgt und der Verbessenmg
der Wasserbeschaffenheit des VorfluteI
dient·.

(2) Der Darle..~ensnehrtP...rhat in den Fälle.""l des
.Abs. 1 lit a uni. b mindestens 4,75 V.n.
Zinsen, im Falle des Abs. 1 lit. c
mindester.s 3, 75 v.H. Zinsen selbst zu t::'a

(3) D=-r Zinsenzuschuß ist gleichzeitig mit c.;
Fälligkeit vcrn Fonds r~ leisten. tI

-§ Ei

Bei noch nicht abgeschlossenen oder ausfinanzierten
Vorhaben. für die vom Land bereits \for Inkrafttreten die­
ses Gesetze"s die Forderung durch nicht rückzahlbare
Beiträge zu~esicnert und bereits mehr als 10 v. H. der
Gesamtkosten der Anlagen und Einrichtungen gefördert
wurden. hat der Fonds anstelle der Förderung nach den
Bestimmungen der §§ 2-5 über ausdrückPchen Antrag
der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) die bisher~ge

Art der Förderung fortzuführen.
:J

Entfällt.

. ., ..., " ~ .. ...."'~ ..-.. '. ,... .....

§ 7
-

(2) Bei der Gewährung der Förderungsmaßnahmen
gemäß § 2 ist auf die finanzielle Situation der Gemeinde
oder im Falle eines Gemeindeverbandes auf die finanzi­
elle Situation der verbandsangehörigen Gemeinden Be-
dacht zu nehmen. .J

j
. § 10 f

Oie Geme'nden und Gemeindeverbände haben dem'
Fonds jene Auskunfte zu erteilen. die zur Beurteilung I

der Voraussetzungen für die Gewährung der Förderung5­
maßnahmen ~emiiß § 2 erforderlich sind.

11 (2) Bei der Gewährung von Fö:rderu."gsmaßna:=:
gemäß § 2 ist auf die finanzielle
Situation der Gemeinde oder im Falle
der Ganeindeverbä'1de soNie äer '·~asse­
verbände bZ\·~. -genossensc.~a::tenauf
die finanzielle Situation der Ve=ba:-cs­
bzw. e;c-nossensc.~aftsa.."1ga~örigen BEr-ac::-=
ZU nehmen.

"Die in § , Abs. 1 genannten Rechtsträger
haben dem Fonds jene Auskünfte zu erteile..~,

die zur Beurteil~"g der Voraussetzungen für
die Ga-lä.hrurlg der FörderungsrnaßTlai-n"el ge=.ä3
§ 2 erforderlich sin:i."



Geltende Rechtslage

- 3 -

Entwurf 1980

§ 12

Die Landesrepierung \\'ird ermächtigt, für die vom
Fonds aufzunehmenden Darlehen bis :!u eir:em Höchstbe­
trag von 250 Millionen Schilling die Lanoeshaftung zu
übernehmen.' •

"Die Lan:iesregieru.~wL.~ e...ryr~chtigt,

für die van Fonds aufzunehmr:.'1den Darlal)er.
bis zu einen Höchstbetrag von 550
Millione-, Schilling die !.aL~eshaftung zu
{jbel-rne:'1men. 11

•



Al~Jasserbeseitigungsanlagen (ABA), Wasserversorgungsanlagen (WVA)

Darlehen
1980 1981 1982 1983 1984i

Darlehen alt All1\. 312.075.000' ) Darlehensge- 378.937.<XX> 438. 260.CXX> 487.21s.<xx> SOS.060.(00

+ Voraushelastung ABA 39.220.00:>2) samtbelastung 20.5CO.CXX> 5.400.(XX)

+ Darlehen neu ABA 15.COO.exx>3) 28.0c0.<XX> 36.0c0.CXX> 45.<XX>.CXO 25.CXO.COO

+ Darlehen 'lNA 30.exx>.exx>3) 32.<XX>.<XX> 32.(O).(XX) 3.COO.<XXJ 8.<XX:>.COO

- rrilgtlllt] WVA
5) 782.(0) 2. 470.CXXl 4.312.(00

- 1'ilglmg alt ABA 17.358.cxx>4) 21.177.<XX> 22.•064 .(XX) 22.987.<XX> 24.950.<:ro

- 'ri l<jlillg neu AHA
5) 1.589 .<XX>6) 4. 698.CXX> 7.499.0X>

Darlcllensgesamtbelastung 378.937.000 438. 260.<XXl 481.21S.<XXl SOS.06O.<XX) 501.299.000

1)
Zugeteilte Darlehen per 31.12.1979. unter Berilcksichtigung geleisteter Tilgungen.

2)
Zugesicherte Darlehen per 31.12.19~9 S 39.200.cx:xl.

])
Siehe Aufstellung Beilage A. nie Höhe ~es Bauvolumens wurde im Einvernehmen mit der AbteilUßj XIII/3 festgelegt.

4)
rrilgwiCJ für Darlehen alt ABA.

5}
Darlehen zwei Jahre tilgungsfrei.

6)
Tilgung für Darlehen neu S 15.CXX>.CXX> und zugesicherte Darlehen S 39.200.(0).

7) Siehe Aufstellung Beilage B. nie Höhe des Bauvolumens wurde im Einvernelunen mit der Abteilunj XIII/3 festgelegt.



1980 1981 1982 1983 1984
Zlnscnzuschuß

bisher 5 %/ neu 4 % AßA, 3 % Ubrige 1 )

Zinsenzuschuß (inkl. Altdarlehen) ABA + MUll 18.996.0c0 20. 253.CXX> 20.860.000 21.092.000 20. 796.CXX>

Zinsenzuschuß 3 % WVA 450.0c0 1.380.CXX> 2.328.<XX> 2. 792.<XX> 2.842.0:0

19.446.CXXl 21.633.CXXl 23. 188.<XXl 23.884.CXX> 23.638.CXXl.-

1) Die vor dan Inkrafttreten des Gesetzes zugesicherten ZinsenzuschUsse im Ausmaß von 5 v.H.

bleiben von der neuen Rechtslage unberUhrt.



'"

Darlehen

19Uü

1981

1982

1983

19&4

Bauvolwuen Soll-Dar­
lehen 25 %

)00.000.(XX) 75.()(X). (XX)

l00.CXX).CXX) 25.CXX).cro

100. (XX) •<XX) 25. (XX) •(XX)

100.CXX>.CXO 25.(XX).COO

100.(XX). (XX) 25.CXX).(XX)

Ratenweise Zuteilung

'5.(XX).(X)() .

20. (XX).<XX) 8.((0.<XX)

20.(XX).(XX) 8.(XX).(XX)

20.(XX).(XX) . 9.<XX).(XX)

8.(XX)•<XX)

8.<XX). (X)() 8 .(XX) .(XX)

9 •CO) •(XX) 8.cro.(XX) 8.<XX).co:>

Vorausbe­
lastung

39. 220.<XX>

20.500.cx:o
5.400.000

Gesamt­
darlehen

54. 220.<XO

48.5(X).<XX)

41.4CO.CXX>

45.<XX).(XX)

25.0c0.<XO

Zinscnzuschuß ~

samt (inkl.Alti
lehen
18.996.5CX:>

20.253.CXX>

20. 860.CXO

21.092.<XX>

20. 796.CXX>

1985

1986

Darlehen

1980

1981

1982

1983

1984

9.<X:O.COO 8.CXX).<XX)

9 .CXX>.(XX)

So11-Dar- Abfinanzi~ Neue Bau- Gcsamtdar- Zinsenzuschuß
lehen rung vorhaben lehen

360.(xx).CXX> 90.<XX).<XX) 30.(XX).<XX) 3O.(XX).(XX) ·450.(0)

lO.<XX>.CXX> 2.500.CXX> 30.0X>.CXX> 2•(XX>.(XX) 32.CXX>.OCO 1.380.CXXl

lü.CXX).(XX) 2.500.(0) 30.<XO.CXX> 2.CXX>.CCO 32.(XX) •(XX) 2.328.<XO

10.~.0'X> 2.500.CXO 3 •<XX>•<XX) 3.<XXJ.OCO 2.792.0:0

. 90. (XX).<XX) 22.500.(0) 8 •<XX). (XX) 8.CXXl.CXX> 2.842.0:0

17.000.000 19.451.000
9•(XX) •<XX)

1985

1986

7•5OO.(XX)

7.500.CXX>

7.500.000 2.913.000

1.500.CXX> 2.960.000



,

Beiträge

Bauvolumen Soll-Bei- Ratenweise Zuteilung
trag 10%

Vorausbe­
lastung

Bel1il9C ß,0

Gesamtbeitrag

1980 300.CXX>. (XX) 30.(XX). CXX) 7 •CXX>. (XX) 21.<X.O.0CX> 28.(XXJ.(XX)

1981 100.CXX>. (XX) 10.(XX).CXXl 7.0c0.CXX> 3.300.<00 17.900.00:> 28.200.<XX>

1982 l00.000.CXX> 10.CXX>.CXX> 8.(XX).(XX) 3.300.<XO 3.300.<XX> 5 •()(X).000 19.600.<XO

1983 100. (XX).<XX) 10.(XX).CXX) 8.<XX). (XX) 3.400.<XX> 3.300.CXX> 3.300.000 18.00J.CXX>

1984 100. (XX). (XX) 10.<XX).CXX) 3.400.0c0 3.300.000 3.3oo.<XX> 10.«0.(0)

1985

1986

WASSER\TERSORGUNGSANI~-..-_---_.-..--_----...........

3.400.000 3 •.3OO.(XX)

3.400.CXXl

6.700.00::>

3.4oo.0c0

~~i.träqe

Bauvolumen SOll-Beitrag Abfinanzienmg Neue Bauvorhaben Gesamt

1980 36ü.(XX).cxx> 36.CXX>.0X> 9 •(XX). (XX) 9.cx::o.coo
1981 10.CXX>.cx:X> 1.CXX>.<XX> 9•<XX>. (XX) 1.<XO.CXXl 10.<XX).CXX)

1982 10.CXX>.<XX> 1•<XX>. (XX) 9.CXX>.OCO 1•(XX).<XX) ·10.<XX>.OCO

1983 10.CXX>.<XXl 1.<XO.(O) 9 .<XX).(XX) 1.0X>.CX:X> 10.CXX>.COO
1984 90.CXX>.CXX> 9.CXXl.COO 9.<XX>.OCO 9.000.(00

.>
I

480.OCO.CXX> 36.CXX).(XX) 12.CXX>.OCO a. 48.000.<X)Q
". • C.


